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perierende und nicht koope-
rierende Diktaturen. Dieeinen
sind gut, die anderen böse.
Milosevic musste weg. Pakis-
tans Pervez Musharraf bilde-
te zwar die Taliban aus und
drohte seinem Nachbarn mit
einem Atomschlag. Aber er
fügtesich.
Überhaupt sei "die Staats-

form Demokratie einer i mpe-
rialen Mobil machung abträg-
lich", schreibt Zbigniew
Brzezinski, der früher Carter
und Madeleine Albright be-
riet und heute drei Ölkonzer-
ne berät. Saddamselbst zähl-
tezudenverlässlichenTyran-
nen. Er wurde aufgerüstet,
weil sein KrieggegendenIran
das Gleichgewicht i m Nahen
Osten wieder herstellen soll-
te. Manließihn 1991 i mAmt,
weil man vonihm− nachdem
man ihm die Großmachtge-
lüste ausgetrieben hatte −
mehr Stabilität erwartete als
von der nicht geregelten Erb-
folge. Außerdem half seine
Anwesenheit bei der Einrich-
tung von Stützpunkten in
Nachbarstaaten.
Nein, humanistische oder

demokratische Werte schei-
denals Kriegsgründeaus. Nur
"ein relativ kleiner Truppen-
einsatz hätte genügt, umdem
Morden in Ruanda ein Ende
zu bereiten", schreibt Kissin-
ger. Aber das dort liegende
Coltan war die Rettungvonei-
ner Million Menschen nicht

wert. Saddamist ein Tyrann,
aber eine Rangliste des Bösen
sollte man unterlassen. Der
Verweis auf Massenmorde
und HinrichtungeninIndone-
sien oder Angola würde nur
zur unangebrachten Entlas-
tungdes Despotenführen.
In der Propaganda gilt der

Grundsatz: Der Nächste ist
der Böseste. Als Milosevic
und die Taliban dran waren,
war Saddam verschwunden.
Wer fragt heute nach den
Frauen in Afghanistan, nach
der Demokratiei m"befreiten"
Kuwait? Die Kriegsbefürwor-
ter, auch die linken, ziehen
nur mit der Kriegskarawane
zur nächstenZielscheibe.

Öl sichert das
Systemab
Bush knüpft an eine alte

Traditionan, wenner sagt: Ei-
nem"Diktator mit großempo-
tenziellen Reichtum wird es
nicht erlaubt werden, einele-
benswichtige Region zu be-
herrschen". Die USA wollten
"Iraks Erdölfelder beschützen
und sicherstellen", erklärte
Powell i m Januar. Deshalb
werde die Invasionstruppe
"den Irak entwaffnen und ei-
nen Regi mewechsel herbei-
führen". Und sein Präsident
ergänzte, man werde "daran
festhalten, den Irak zu ent-
waffnen", selbst wenn Sad-
damins Exil ginge. Die Wort-
wahl ist zubeachten: Entwaff-
net werden sollen nicht Sad-
dam oder das Baath−Regi me,
sondernderIrak.
DerIrak wirdsooder sobe-

setzt, umdort eine US−ameri-
kanische Mandatsherrschaft
einzurichten, der weitere Auf-
gaben zukommen werden.
Auch der Jihad soll einge-
dämmt werden, der für die
USAamGolf etwasanderesist
als in der chinesischen Pro-
vinz Xinjiang oder in Côte
d'Ivoire. Der Unterschiedliegt
darin, dass nur fünf Staaten
der Welt − die USA, Japan,
Deutschland, Frankreich und
Großbritannien− mehr als die
Hälfte des geförderten Öls
verbrauchen. Der Ölver-
brauch wächst, und die Men-
gen am Golf reichen ohne
neue Fundefür 100 Jahre, die
US−amerikanischen und euro-
päischen Reserven aber nur
für zehnbis 15. Das macht die
Kontrolle der Golfregion zur
Waffe für den Hegemon, mit
der er die Konkurrenten
schwächen und abhängig ma-
chenkann.
An diesemwichtigen Punkt

will man die Propaganda ver-
ändern. "Das amerikanische
Volk sieht nicht gern seine
Jungs dafür sterben, dass die
GalloneBenzinnur 1,50 Dollar
kostet", erklärt Powell. Dasist
neu. Michael Klare, Professor
am Hampshire College, sagt,
die Regierung wolle verhin-
dern, dass das Öl zu einem
Teil der Kriegsdebatte wird.
Würdesiesagen, "dass hier Öl
gesichert und die Opec ent-
machtet werden soll", würde
dies zu eigennützig erschei-
nen. Aber weil das boshafte
Kichern von J.R. Ewing nicht
verstummen will, müssen
Fachleute ständig vorrech-
nen, dass Öl ein Minusge-
schäft sei. Daher verdient das
Ölargument einegenauere Be-
trachtung.
Allen Substituierungsbe-

mühungen zum Trotz steigt
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Zwischen Mühlsteinen

Warisnotthe answer.
Doch worumgeht es

eigentlich amGolf? Der
Kampf ums Öl ist nicht
die einzige Antwort auf

dieseFrage. Und die USA
sind nicht die einzige
Weltmacht, die einen
Anspruch auf künftige

Mandatsgebietestellen.

Nichts gegen Hans Blix,
aber zögen die USAihre Flug-
zeugträger und Soldaten un-
verrichteter Dinge ab, wür-
den die Mäuse auf den Ti-
schen tanzen: Araber i mSie-
gestaumel, Saddam Hussein
schießt Salvenindie Luft, Mi-
litärparaden in Pjöngjang,
Frankreich, Russland und
China teilen die Ölfelder un-
ter sich auf, Gerhard Schrö-
der undJacques Chirac strei-
ten umdie Kaiserkrone, Ost-
europaist depri miert, George
W. Bush tritt ab, und Slobo-
dan Milosevic kommt frei,
weil er gegenSaddamein Wai-
senknabe ist. Die USA verlö-
ren "jegliche Glaubwürdig-
keit", sagt Richard Perle, ein
einflussreicher Berater des
US−Kriegsministers.
Der Aufmarsch amGolf ist

eine bewusst herbeigeführte
Lage, deren geplante Konse-
quenzen der Sturz Saddams
und das Einrücken der Trup-
penindas Landsind.
Das Ziel ist die Invasion

und nicht der Krieg, wie es
die Parole"Blut für Öl" unter-
stellt. Präsident Bush würde
es begrüßen, wenn Saddam
und "seine Spießgesellen"
das Land verließen. Donald
RumsfeldfanddenVorschlag,
Saddamins Exil zu schicken,
"sehr vernünftig". Dennoch
dürfte die Option Exil illuso-
rischsein. Saddamweiß, was
der CIA−Mann Kenneth Pollak

sagt: "Verliert er die Macht,
ist er eintoter Mann", weil die
mit Ussama bin Laden erlitte-
ne Schmachsich bei mnächs-
ten Auserwählten nicht wie-
derholensoll. Deshalb wirder
wohl leider nicht freiwillig ge-
hen. Wegen der Opfer würde
man wünschen, dass dieInva-
soren sich ohne Krieg aus-
breitenkönnten.
Die Vereinigten Staaten

sind oft ohne Krieg an die
Beutegekommen. 1941 erklär-
tensie die Öl amGolf suchen-
den Vichy−Franzosen zu uner-
wünschten Ausländern und
warfen sie hinaus. Ganz un-
blutig. 1933 verscherbelteIbn
Saud die saudischen Schürf-
rechte für 50 000 Goldpfund
an die Standard Oil of Califor-
nia. Friedlich. Seitdemhaben
US−Konzerne Saudi−Arabien
nicht mehr hergegeben. Wäh-
rend des Afghanistankrieges
hießendie DiktatorenamKas-
pischen Meer die USA will-
kommen. Sie wollten endlich
mehr Geld sehen. Denn Russ-
landhatteunterhalbdes Welt-
marktpreises bezahlt und war
bei ihnen verschuldet. Was
sich durch die ökonomische
und militärische Machtfüllein
Ordnung bringen lässt, wird
ohne Krieggeregelt.
Es zählt zu den Ungerech-

tigkeitendieser Welt, denSün-
denfall mit George W. Bushzu
identifizieren. Was soll ein
Ji mmy Carter denken, der

schon 1980 seine "Carter−
Doktrin" austüftelte: "Jeder
Versucheinerfremden Macht,
die Kontrolle über die Region
amPersischen Golf zu erlan-
gen, wirdals Angriff auf diele-
benswichtigenInteressen der
Vereinigten Staaten angese-
hen. Jeglicher Angriff wird mit
allen Mitteln zurückgeschla-
gen werden, auch mit militäri-
schen." Der Mann bekamden
Friedensnobelpreis.
Die Gründe für den Auf-

marsch geben kaum Rätsel
auf. Dafür sorgt schon die US−
amerikanische Propaganda,
die sich von der deutschen
durch ihre Nähe zum Realis-
mus unterscheidet. Das hat
zu tun mit dem Selbstbe-
wusstsein der Weltmacht und
einem ausgeprägten Pragma-
tismus der Bevölkerung. Un-
vergessen sind die Worte, die
Bush senior i mletzten Golf-
krieg an die Amerikaner rich-
tete: "Unsere Wirtschaft, un-
sere Lebensart, das alles wür-
deleiden, wenn die Kontrolle
über die großen Ölreserven
der Weltindie HändeSaddam
Husseinsfiele. Es geht umeu-
ren Benzinpreis!" Das hatte
HandundFuß.
Saddamist nicht nur fällig

wegen Öl, sondern auch des-
halb, weil "er nicht koope-
riert", wie es Außenminister
Colin Powell ausdrückt. Die
"Völkergemeinschaft" wirdve-
hement eingesti mmt auf koo-
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der Erdölverbrauch, beson-
dersindenUSAundin China.
Die heute bekanntenundren-
tabel abbaubaren Reserven
reichenfür über 40Jahre. Das
heißt nicht, dass danndie Öl-
quellen versiegten. Denn
falls, wie bisher, mehr neues
Öl gefunden als verbraucht
wird, gäbees nochin100Jah-
ren dieselbe Versorgungssi-
cherheit. Die Fachwelt ver-
mutet große Schätze amGolf
undi mKaspischen Meer, und
i mIrak wurde seit 1985 nicht
mehr nach Öl gesucht. Jähr-
lich werden weltweit 3,5 Milli-
arden Tonnen verbraucht,
150 Milliarden Tonnen Rohöl
sind nachgewiesen. Davon
liegen 93 Milliarden Tonnen
amGolf und das meiste wie-
deruminSaudi−Arabien.

Die Welt:
Ein Golfplatz
Die Zukunftssicherung des

Kapitalismus hängt weiter am
Öl, und das ist ungleich ver-
teilt. Setzt man die saudi-
schen Reserven gleich 100,
entfallen auf denIrak 43, auf
Kuwait und die Vereinigten
Arabischen Emirate jeweils
38, auf denIran 34, auf Vene-
zuela 30, auf Russland 19, auf
die USAelf, auf Mexiko zehn
undauf Chinaneun. Die Nord-
see käme auf vier und Japan
auf gar nichts. Daran zeigt
sich die strategische Bedeu-
tung des Golfs für die kapita-
listischenZentren.
Da Saudi−Arabien heute als

politisch gefährdet gilt, dis-
kutierte die US−Administrati-
on nach Angaben der Süd-
deutschen Zeitung zwei Op-
tionen: "die Besetzung der
saudischen Ölfelder" oder
"die Herrschaft über das ira-
kische Öl". DerIraklässt sich
weniger riskant besetzen,
und durch die Kontrolle über
die zweitgrößten Reserven
der Erde könnten die USAdie
Bedeutung Saudi−Arabiens
stutzen, die Opec praktisch
erledigen und die Rolle des
alleinigen Preisregulators
übernehmen. Hinzu kommt,
dass die USAüber ihre Stütz-
punkte auch die Fördermen-
geninKuwait oder Katar kon-
trollieren können. Der wegen
seiner Katastrophenszenari-
en berühmte US−Ökonom
William Nordhaus prognosti-
ziert in der Zeit, das Unter-
nehmen Golf werde den USA
hohe Verluste bringen, "es sei
denn, der Krieg führt zum
Auseinanderbrechen des
Opec−Ölkartells". Dochneben
anderemgeht es den USAge-
naudarum.
Im Irak spiegelt sich die
Weltkonkurrenz. US−amerika-
nische und britische Firmen
sind durch den Boykott dort
verschwunden. Russland und
Frankreich sind die wichtigs-
ten Handelspartner des Irak.
Sie haben Vorverträgefür die
Nutzung der Ölfelder unter-
zeichnet undhabenhoheFor-
derungen an Saddam, auch
aus früheren Waffenlieferun-
gen. Der französische Kon-
zern Total−Fina−Elf besitzt die
Schürfrechte für Madschnun
und Nahr Umar, Alcatel baut
das Telefonnetz und Peugeot
liefert Nutzfahrzeuge. Russ-
lands Sarubeschneft arbeitet
mit russischer Belegschaft
auf den Kirkuk−Feldern, und
dieebenfalls russischeLukoil
hat Rechte an West−Qurna.

Chinas nationale Ölgesell-
schaft besitzt Rechte für
Rumailahi mSüden. Auch der
malaysische Konzern Petro-
nas und japanische Ölfirmen
tummeln sich i m Lande. Alle
zusammenhaben Vorverträge
für 19 Ölfelder i m Wert von
38 Milliarden Dollar unter-
zeichnet.
Die irakische Exil−Regie-

rung hat erklärt, sie wolle alle
Verträge einer Überprüfung
unterziehen und das Landfür
US−amerikanische und briti-
sche Unternehmenöffnen. Die
USAwerdenentscheiden, wel-
che Bündnisse sie wollen und
wer rausfliegt. Die heutelega-
lisierte Tagesproduktion von
2,1 Millionen Barrel − die mit
dem Schwarzhandel auf drei
MillionenBarrel kommt−ließe
sich auf 4,7 und, nach Moder-
nisierungen, auf sechs Millio-
nen steigern. Der Irak würde
dannfast andiesaudische Öl-
produktion heranreichen, die
bei 7,5 Millionen Barrel liegt.
Der Preis würde sinken und
die Weltkonjunktur würde an-
gekurbelt, zu Lasten der För-
derstaaten. Auch Russland
wäre amEnde, weil der russi-
sche Staatshaushalt mit den
Öl− und Gasexporten steht
undfällt. Die Besatzer würden
sich Aufträge für die Instand-
setzung des Landes geben.

Dazu kämen noch Einnahmen
aus Reparationszahlungen.
DieErwartungenverändern

bereits die weltpolitische La-
ge. Man mag demrussischen
Präsidenten Wladimir Putin
abnehmen, dass ihm die
Achse Frankreich−Deutsch-
land−Russland−China am Her-
zenliegt, aber die USAlassen
nicht mit sich spaßen. Putin
muss umihre Gunst buhlen.
Sie sollen ihm die Bohrlizen-
zenlassen und die Forderun-
gen an Saddamübernehmen.
Außerdembettelt Putinumei-
nen akzeptablen Ölpreis. Da-
raus ergeben sich strategi-
sche Vorteile, die in keinem
Szenario über die Kriegskos-
ten vorkommen. Als erste Ge-
genleistung soll 2007 eine ge-
meinsame Pipeline nach Mur-

manskfertigseinfür dieBelie-
ferung der USA mit russi-
schem Öl durch die Barent-
see. Deutschland hat fast kei-
ne Kriegskosten, verliert aber
möglicherweiseseinenstrate-
gischenPartner.
Was wirdaus demdeutsch−

französischen Schwur, wenn
Frankreichs Interessen sich
nur durch eine militärische
Beteiligung sichern lassen?
Chirac hat die Mobil machung
"für neue Kriege, die leider
drohen können" beschlossen.
Die RegierunginParis will die
endlose Inspektion, um die
USAda herauszuhalten. Aber
ihre Streitkräfte sind auf den
Ernstfall vorbereitet.
KeineExpansionundschon

gar nicht die Besetzung eines
Raumes ist frei von Unsicher-
heiten. DieirakischenKurden-
führer Jalal Talabani und
Massud Barzani und dietürki-
sche Regierung unter einen
Hut zu bringen, ist schon ein
Kunststück. Nichti mmer wird
alles bedacht, aber man muss
denUSAdas nicht beibringen.
Die Eroberungen werden
kaum von Turbulenzen und
"Gewaltausbrüchen ver-
schont bleiben", weiß Brze-
zinski. Manches wird also
misslingen bei mÜbergang zu
einer "friedlichen Hegemonie,
die andere davon abhält, die-

seinFragezustellen, weil der
Preis, den sie dafür bezahlen
müssten, zuhochist".

Dafür bleiben die Flugzeug-
träger, die modernen Kano-
nenboote, in der Nähe. Man
wird nicht vom Gesamtplan
abrücken. Kissinger schrieb
vor dem Anschlag auf die
Twin Towers: Man werde ver-
hindern, "dass die Golfregion
von Staaten dominiert wird,
deren Ziele mit den unseren
unvereinbar sind". Die Frage
laute: "Wie erreicht man Sta-
bilität am Golf ohne perma-
nente Stützpunkte?" Gar
nicht. Deshalb müssen sich
die "Monarchen und Präsi-
denten amGolf fragen, ob sie
nicht auch auf der Abschuss-
liste Washingtons stehen",

kommentiert die Neue Zür-
cher Zeitung.
Auch Syriens Präsident

Baschar al−Assad wirdvor der
Frage stehen, ob er sich wen-
det oder gestürzt wird. Über
Syrien und Israel soll das Öl
das besser geschützte Mittel-
meer erreichen. DerIran wird
heftig unter Druck geraten
und mit ihm die deutschen
undfranzösischen Geschäfte.
Das Ziel bleibt auch in Tehe-
ran ein Regi mewechsel. Dem
Jihad soll die staatliche Un-
terstützung entzogen werden.
Israel wird seine Bedeutung
und damit die Sicherheitsga-
rantiefür die USAnicht einbü-
ßen, solange derIslameinpo-
litischer Faktor bleibt. Ande-
rerseits erklärt Bush: "Wenn
das palästinensische Volk
neue Führer, neue Institutio-
nen und neue Sicherheits-
vereinbarungen mit seinen
Nachbarn hat, werden die
USA die Schaffung eines pa-
lästinensischenStaates unter-
stützen."

Daskurze
amerikanische
Jahrhundert
Das strategische Ziel ist die

Schaffung des "amerikani-
schenJahrhunderts". Die Ver-

einigten Staaten erfreuten
sich "einer Stellung in der
Welt", schreibt Kissinger, "mit
der sich keines der Imperien
der Vergangenheit messen"
könne. Die USAwerde die Ge-
legenheit nutzen, ihre "Domi-
nanz gegenüber demRest der
Welt" auszubauen. Bush über-
setzte dieseIdeeso: "Amerika
wird die Vorherrschaft errin-
gen, weil wir die beste Armee
haben." Brzezinski rechnet
damit, dass bis zumJahr 2020
andere Mächte − Europa, Chi-
na undJapan− das US−Niveau
erreichen könnten und fol-
gert: "Amerika als die führen-
de Weltmacht hat nur eine
kurze historische Chance, mit
den geopolitischen Heraus-
forderungen fertig zu wer-
den." Der akute Weltkonkur-

rent sei Europa, sollteihmdie
Kontinentalachse bis China
gelingen. Deshalb müsstendie
USAdarauf achten, dass Euro-
pa nicht so "geschlossen"
agiere, dass es "bald schon
die Vereinigten Staaten in für
sie bedeutsamen geopoliti-
schen Belangen anderswo,
insbesondere i m Nahen Os-
ten, herausfordernkönnte".
Das lässt sich wohl vermei-

den, denn, soKissinger, "wenn
es am Golf zum Äußersten
kommt, werden die Europäer
dieerstensein, dieumZugang
zu amerikanischen Energie-
vorräten bitten, umeine Wirt-
schaftskatastrophezuvermei-
den". Das gilt noch mehr für
JapanundChina, das nachAn-
gaben der Zeitschrift Foreign
Affairsin20Jahren90 Prozent
seiner Öli mportevomGolf be-
ziehen müsse. Wenn alles
klappt, könnte dem Konkur-
renten China das Los Japans
blühen, das zwar "ein respek-
tierter Wirtschaftsriese" ist,
aber strategisch nur "eine
geopolitische Verlängerung
amerikanischer Macht", meint
Brzezinski. Deutschland sehe
"i m Engagement für Europa
die Grundlage" für seine "na-
tionale Erlösung. Indem es
sich mit Europa entsühnt,
stellt Deutschland seine Grö-
ße wieder her".

I m Moment gibt der Kon-
kurrent kein gutes Bild ab.
Halb Europalehnt sich gegen
den deutsch−französischen
Führungsanspruch auf. Viele
Staaten wenden sich den USA
zu, weil sievon Washingtonei-
nen besseren militärischen
Schutz erhoffen, aber auch,
weil sie fürchten, von diesem
Machtblock erdrückt zu wer-
den. "Wir haben das gleiche
Recht, Europa zu repräsentie-
ren, wie Chirac und Schrö-
der", kommentiert die polni-
sche Tageszeitung Rzeczpos-
polita. Hat Deutschland sich
von der Rolle des ehernen
Schutzpatrons zufrüh und zu
riskant verabschieden wol-
len? Die Wortgefechte sind
keine individuellen Entglei-
sungen. Sie spiegeln die neue

Weltlage, die durch den Zer-
fall der Allianzen in nationa-
le Konkurrenzen gekennzeich-
netist.
Der europäische Macht-

block existierte noch nie in
der erträumten Geschlossen-
heit. Jetzt ist siein weite Fer-
ne gerückt. Europas Wirt-
schaftskraft ist so groß wie
die der USA, und man hat es
zueinemgemeinsamen Markt
gebracht. Das Militärpoten-
zial erreicht aber nur ein Drit-
tel des US−amerikanischen.
Der größte Nachteil liegt da-
rin, dass die USAein National-
staat sind, während Europa
ein Konglomerat aus vielen
nationalen Interessen ehe-
mals mächtiger Imperien mit
ihrenEmpfindlichkeitenist.
Eine Frage ist noch nicht

beantwortet: Welche Überle-
gungen ich anstelle, wie Sad-
dam "auf andere Weise" als
durch Krieg"beseitigt werden
könnte". Meine Möglichkeiten
dazusindgenausoerbärmlich
wie der Beitrag, den linke
Kriegsbefürworter zur militä-
rischenStärkung der Vereinig-
tenStaatenleisten.
Angesichts der von denIm-

perien ökonomisch und mili-
tärisch aufgerüsteten Diktatu-
ren auf der Welt und der ge-
steuerten Stellvertreterkriege
wäre die Konzentration auf
denSturz der eigenen Mächte
der wichtigste Beitrag zum
SturzvonTyrannen. Werseine
Hoffnungen auf i mperialisti-
sche Kriege projiziert, beglei-
tet nur wohlwollend neue
Massaker unddiepermanente
AuswechslungvonTyrannen.
Zuerst schenkte man der

irakischen Bevölkerung einen
mit Giftgas voll gepumpten
Saddam, dannschwächte man
ihn mit uranverseuchten
Bomben, an denen die Fami-
lien für Jahrzehnte leiden.
Jetzt wirder vielleicht mit der
neuen E−Waffe beseitigt, die
nur Fleischverbrennt. Auf der
anderenSeite schießenin der
Linken Antiamerikanismus
undAntisemitismusins Kraut.
So wirdetwainderlinken Mo-
natszeitung "analyse und kri-
tik" zwei Seiten lang am My-
thos einer jüdischen Weltver-
schwörung gebastelt, die
Amerika in den Krieg treibe.
Der kritische Verstand hat
sich zwischen diesen Mühl-
steinenzubehaupten.

Rainer Trampert
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